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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 23. Dezember 1975 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

A. Zielsetzung 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Tunesien sollen durch Regelungen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen gefördert werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 23. Dezember 1975 trifft die erforderlichen 
Regelungen; es ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes). Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) — 521 05 — Do 27/76 Bonn, den 12. April 1976 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 23. Dezember 1975 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Repu-
blik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen mit Begründung. Ich 
bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und französischer Sprache, 
ein Schlußprotokoll und eine Denkschrift zum Abkommen sind beige-
fügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 433. Sitzung am 9. April 1976 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5030  

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 23. Dezember 1975 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Tunis am 23. Dezember 1975 unterzeich-
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tunesischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie dem dazugehörenden Schlußprotokoll vom 
selben Tag wird zugestimmt. Das Abkommen und 
das Schlußprotokoll werden nachstehend veröffent-
licht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und das Schlußprotokoll findet 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetz-
gebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Arti-
kel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil 
das Aufkommen aus dem von dem Abkommen und 
dem Schlußprotokoll zum Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An-
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb-
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er

-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab-
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepu-
blik Deutschland in gewissem Umfang auf Steuern, 
die dem Bund, den Ländern oder den Gemeinden 
zufließen. Andererseits brauchen gewisse zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung bisher einseitig 
eingeräumte Ermäßigungen an deutschen Steuern 
nicht mehr oder nicht mehr in bisheriger Höhe ge-
währt zu werden, weil die Doppelbesteuerung nach 
dem Abkommen schon durch Steuerverzichte Tune-
siens beseitigt oder gemildert wird. Das sich er-
gebende Mehr- oder Minderaufkommen läßt sich 
nicht schätzen; es dürfte haushaltswirtschaftlich 
nicht ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

Convention 
entre la République fédérale d'Allemagne et la République Tunisienne 

en vue d'éviter les doubles impositions en matière d'impôts 
sur le revenu et sur la fortune 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 
die Tunesische Republik 

VON DEM WUNSCH GELEITET, bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen die Doppelbesteuerung 
zu vermeiden — 

HABEN folgendes VEREINBART: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver-
tragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrags-
staaten, eines Landes oder einer ihrer Gebietskörper-
schaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der 
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern 
sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 
a) in Tunesien: 

die Gewerbesteuer (l'impôt de la patente), 

die Steuer auf nichtgewerbliche Gewinne (l'impôt sur 
les bénéfices des professions non commerciales), 
die Steuer auf Löhne und Gehälter (l'impôt sur les 
traitements et salaires), 

die Landwirtschaftsteuer (l'impôt agricole), 

die Steuer auf Einkünfte aus beweglichem Vermögen 
(l'impôt sur le revenu des valeurs mobilières), 

die Steuer auf Einkünfte aus Forderungen, Depositen, 
Bürgschaften und laufenden Konten [l'impôt sur le 
revenu des créances, dépôts, cautionnements et comp-
tes courants (I.R.C.)], 

die Ergänzungssteuer auf das Gesamteinkommen natür-
licher Personen (la contribution personnelle d'Etat), 
im folgenden als „tunesische Steuer" bezeichnet; 

La République fédérale d'Allemagne 

et 
la République Tunisienne 

DÉSIREUX d'éviter les doubles impositions en ma-
tière d'impôts sur le revenu et sur la fortune, 

SONT CONVENUS de ce qui suit: 

Article 1 

Personnes visées 

La présente Convention s'applique aux personnes qui 
sont des résidents d'un État contractant au de chacun 
des deux États. 

Article 2 

Impôts visés 

1. La présente Convention s'applique aux impôts sur 
le revenu et sur la fortune percus pour le compte de 
chacun des États contractants, d'un Land, de leurs sub-
divisions politiques et de leurs collectivités locales, quel 
que soit le système de perception. 

2. Sont considérés comme impôts sur le revenu et sur 
la fortune les impôts percus sur le revenu total, sur la 
fortune totale, ou sur des éléments du revenu ou de la 
fortune, y compris les impôts sur les gains provenant 
de l'aliénation de biens mobiliers ou immobiliers, les 
impôts sur le montant des salaires ainsi que les impôts 
sur les plus-values. 

3. Les impôts actuels auxquels s'applique la Conven-
tion sont notamment: 

a) en ce qui concerne la Tunisie: 

l'impôt de la patente 
l'impôt sur les bénéfices des professions non com-
merciales 
l'impôt sur les traitements et salaires 

l'impôt agricole 
l'impôt sur le revenu des valeurs mobilières 

l'impôt sur le revenu des créances, dépôts, cautionne-
ments et comptes courants (I.R.C.) 

la contribution personnelle d'État 

ci-après dénommés l'impôt tunisien 
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b) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer einschließlich der Ergänzungs-
abgabe zur Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungs-
abgabe zur Körperschaftsteuer, 

die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer, 
im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be-
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusam-
menhang nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat" und „der 
andere Vertragsstaat" je nach dem Zusammenhang 
die Bundesrepublik Deutschland oder Tunesien und 
im geographischen Sinne verwendet den Geltungs-
bereich der Steuergesetze; 

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen 
und Gesellschaften; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische 
Personen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung 
wie Personen behandelt werden; 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Ver-
tragsstaats" und „Unternehmen des anderen Ver-
tragsstaats" je nachdem ein Unternehmen, das von 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person be-
trieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer 
in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Person 
betrieben wird; 

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörden" 

— auf seiten Tunesiens den Minister der Finanzen 

— auf seiten der Bundesrepublik Deutschland den 
Bundesminister der Finanzen; 

f) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige" 

— in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land sowie alle juristischen Personen, Personen-
gesellschaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in der Bundesrepublik Deutsch-
land geltenden Recht errichtet worden sind; 

— in bezug auf Tunesien alle natürlichen Personen, 
die die tunesische Staatsangehörigkeit besitzen, 
und alle juristischen Personen, Personengesell-
schaften und anderen Personenvereinigungen, die 
nach dem in Tunesien geltenden Recht errichtet 
worden sind; 

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen 
Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts ande-
res erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkom-
mens sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person" eine 
Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund  

b) en ce qui concerne la République fédérale d'Alle-
magne: 

l'impôt sur le revenu (die Einkommensteuer) et la 
taxe supplémentaire (die Ergänzungsabgabe) y rela-
tive 

l'impôt des sociétés (die Körperschaftsteuer) et la taxe 
supplémentaire (die Ergänzungsabgabe) y relative 

l'impôt sur la fortune (die Vermögensteuer) et 
l'impôt des patentes (die Gewerbesteuer) 
ci-après dénommés l'impôt allemand. 

4. La Convention s'appliquera aussi aux impôts futurs 
de nature identique ou analogue qui s'ajouteraient aux 
impôts actuels ou qui les remplaceraient. 

Article 3 

Définitions générales 

1. Au sens de la présente Convention, à moins que le 
contexte n'exige une interprétation différente: 

a) les expressions «un État contractant» et «l'autre État 
contractant» désignent, suivant le contexte, la Répu-
blique fédérale d'Allemagne ou la Tunisie, et em-
ployé dans un sens géographique le territoire d'ap-
plication de la loi fiscale; 

b) le terme «personne» comprend les personnes physi-
ques et les sociétés; 

c) le terme «société» désigne toute personne morale ou 
toute entité qui est considérée comme une personne 
aux fins d'imposition; 

d) les expressions «entreprise d'un État contractant» et 
«entreprise de l'autre État contractant» désignent 
respectivement une entreprise exploitée par un rési-
dent d'un État contractant et une entreprise exploitée 
par un résident de l'autre État contractant; 

e) l'expression «autorités compétentes» désigne: 

en ce qui concerne la Tunisie, le Ministre des Finan-
ces; 
en ce qui concerne la République fédérale d'Alle-
magne, le Ministre fédéral des Finances; 

f) le terme «nationaux» désigne: 

en ce qui concerne la République fédérale d'Alle-
magne, tous les Allemands au sens de l'article 116, 
paragraphe 1, de la Loi fondamentale pour la Répu-
blique fédérale d'Allemagne et toutes les personnes 
morales, sociétés de personnes et associations cons-
tituées conformément à la législation en vigueur 
dans la République fédérale d'Allemagne; 

en ce qui concerne la Tunisie toutes les personnes 
physiques qui possèdent la nationalité tunisienne et 
toutes les personnes morales, sociétés de personnes 
et associations constituées conformément à la légis-
lation en vigueur en Tunisie. 

2. Pour l'application de la Convention par un État 
contractant toute expression qui n'est pas autrement 
définie a le sens qui lui est attribué par la législation 
dudit É tat régissant les impôts faisant l'objet de la Con-
vention; à moins que le contexte n'exige une interpréta-
tion différente. 

Article 4 

Domicile fiscal 

1. Au sens de la présente Convention, l'expression 
«résident d'un État contractant» désigne toute personne 
qui, en vertu de la législation dudit État, est assujettie 
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ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver-
fügt sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat an-
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens-
interessen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertrags-
staat die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in bei-
den Vertragsstaaten oder in keinem der Vertragsstaa-
ten, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, des-
sen Staatsangehörigkeit sie besitzt; 

d) besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider 
Vertragsstaaten oder keines der Vertragsstaaten, so 
regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsäch-
lichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus-
druck „Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in 
der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage oder damit zusam-
menhängende Aufsichtstätigkeit, wenn deren Dauer 
sechs Monate überschreitet oder wenn die Dauer der 
Montage oder Aufsichtstätigkeit im Anschluß an den 
Verkauf von Maschinen oder Ausrüstungen sechs 
Monate nicht überschreitet und die Kosten der Mon-
tage oder Aufsichtstätigkeit 10 vom Hundert des Prei-
ses der Maschinen oder Ausrüstungen übersteigen. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht 
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus-

stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder 
Auslieferung unterhalten werden; 

à l'impôt dans cet État, en raison de son domicile, de sa 
résidence, de son siège de direction ou de tout autre 
critère de nature analogue. 

2. Lorsque, selon la disposition du paragraphe 1, une 
personne physique est considérée comme résident de 
chacun des États contractants, le cas est résolu d'après 
les règles suivantes: 

a) Cette personne est considérée comme résident de 
l'État contractant où elle dispose d'un foyer d'habi-
tation permanent. Lorsqu'elle dispose d'un foyer 
d'habitation permanent dans chacun des États con-
tractants, elle est considérée comme résident de 
l'État contractant avec lequel ses liens personnels et 
économiques sont les plus étroits (centre des intérêts 
vitaux) ; 

b) Si l'État contractant où cette personne a le centre 
de ses intérêts vitaux ne peut pas être déterminé, ou 
qu'elle ne dispose d'un foyer d'habitation permanent 
dans aucun des États contractants, elle est considérée 
comme résident de l'État contractant où elle séjourne 
de façon habituelle; 

c) Si cette personne séjourne de façon habituelle dans 
chacun des États contractants ou qu'elle ne séjourne 
de façon habituelle dans aucun d'eux, elle est con-
sidérée comme résident de l'État contractant dont 
elle possède la nationalité; 

d) Si cette personne possède la nationalité de chacun 
des États contractants ou qu'elle ne possède la natio-
nalité d'aucun d'eux, les autorités compétentes des 
États contractants tranchent la question d'un com-
mun accord. 

3. Lorsque, selon la disposition du paragraphe 1 une 
personne autre qu'une personne physique est considérée 
comme résident de chacun des États contractants, elle 
est réputée résident de l'État où se trouve son siège 
de direction effective. 

Article 5 

Établissement stable 

1. Au sens de la présente Convention, l'expression 
«Établissement stable» désigne une installation fixe d'af-
faires où l'entreprise exerce tout ou partie de son ac-
tivité. 

2. L'expression «établissement stable» comprend no-
tamment: 

a) un siège de direction, 

b) une succursale, 

c) un bureau, 

d) une usine, 

e) un atelier, 

f) une mine, une carrière ou tout autre lieu d'extraction 
de ressources naturelles, 

g) un chantier de construction, ou des opérations de 
montage, ou des activités de surveillance s'y exerçant, 
lorsque ce chantier, ces opérations ou ces activités 
ont une durée supérieure à six mois ou lorsque ces 
opérations de montage ou activités de surveillance 
faisant suite à la vente de machines ou d'équipement 
ont une durée inférieure à six mois et que les frais 
de montage ou de surveillance dépassent 10 Vo du 
prix de ces machines ou équipement. 

3. On ne considère pas qu'il y a établissement stable si: 

a) il est fait usage d'installations aux seules fins de 
stockage, d'exposition ou de livraison de marchan-
dises appartenant à l'entreprise; 

b) des marchandises appartenant à l'entreprise sont en-
treposées aux seules fins de stockage, d'exposition 
ou de livraison; 
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c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver-
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich 
zu dem Zweck unterhalten wird, für das Unterneh-
men Güter oder Waren einzukaufen oder Informa-
tionen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
zu werben, Informationen zu erteilen, wissenschaft-
liche Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkei-
ten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen. 

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhän-
gigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 — in einem 
Vertragsstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrags-
staats tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat ge-
legene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine 
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Ver-
träge zu schließen, und die Vollmacht in diesem Staat 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unter-
nehmen beschränkt. 

(5) Ein Versicherungsunternehmen eines Vertrags-
staats wird so behandelt, als habe es eine Betriebstätte 
in dem anderen Vertragsstaat, wenn es in diesem ande-
ren Staat durch einen Angestellten oder einen Vertreter 
— mit Ausnahme der in Absatz 6 erwähnten Personen — 
Prämien einzieht oder dort gelegene Risiken versichert. 

(6) Ein Unternehmen eines Vertragsstaats wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb-
stätte in dem anderen Vertragsstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig-
keit handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem ande-
ren Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit 
ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur 
Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6  

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen ein-
schließlich der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
können in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
dieses Vermögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragsstaats, in dem das Ver-
mögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zu-
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, auf welche die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke Anwendung finden die Nutzungs-
rechte an unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf  
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeu-
tung oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvor-
kommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe  
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen.  

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie  
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermö-
gens.  

c) des marchandises appartenant à l'entreprise sont  
entreposées aux seules fins de transformation par une  
autre entreprise;  

d) une installation fixe d'affaires est utilisée aux seules  
fins d'acheter des marchandises ou de réunir des  
informations pour l'entreprise;  

e) une installation fixe d'affaires est utilisée, pour l'en-
treprise, aux seules fins de publicité, de fourniture  
d'informations, de recherches scientifiques ou d'ac-
tivités analogues qui ont un caractère préparatoire  
ou auxiliaire.  

4. Une personne agissant dans un État contractant  
pour le compte d'une entreprise de l'autre État contrac-
tant — autre un agent jouissant d'un statut indépendant,  
visé au paragraphe 6 — est considérée comme «établis-
sement stable» dans le premier État si elle dispose dans  
cet Etat de pouvoirs qu'elle y exerce habituellement  
lui permettant de conclure des contracts au nom de  
l'entreprise, à moins que l'activité de cette personne  
ne soit limitée à l'achat de marchandises pour l'entre-
prise.  

5. Une entreprise d'assurances d'un Etat contractant  
est considérée comme ayant un établissement stable  
dans l'autre État si elle perçoit des primes sur le terri-
toire de cet État ou assure des risques qui y sont courus 
par l'intermédiaire d'un employé ou par l'intermédiaire 
d'un représentant qui n'entre pas dans la catégorie de 
personnes visées au paragraphe 6 ci-après. 

6. On ne considère pas qu'une entreprise d'un État 
contractant a un établissement stable dans l'autre État 
contractant du seul fait qu'elle y exerce son activité 
par l'entremise d'un courtier, d'un commissionnaire ou 
de tout autre intermédiaire jouissant d'un statut indé-
pendant, à condition que ces personnes agissent dans le 
cadre ordinaire de leur activité. 

7. Le fait qu'une société qui est un résident d'un État 
contractant contrôle ou est contrôlée par une société 
qui est un résident de l'autre État contractant ou qui 
y exerce son activité (que ce soit par l'intermédiaire 
d'un établissement stable ou non) ne suffit pas en lui 
même, à faire de l'une quelconque de ces sociétés un 
établissement stable de l'autre. 

Article 6  

Revenus immobiliers  

1. Les revenus provenant de biens immobiliers y com-
pris les revenus des exploitations agricoles ou forestières 
sont imposables dans l'État contractant où ces biens 
sont situés. 

2. L'expression «biens immobiliers» est définie con-
formément au droit de l'État contractant où les biens 
sont situés. L'expression englobe en tous cas les acces-
soires, le cheptel mort ou vif des exploitations agricoles 
et forestières, les droits auquels s'appliquent les disposi-
tions du droit privé concernant la propriété foncière, 
l'usufruit des biens immobiliers et les droits à des rede

-

vances variables ou fixes pour l'exploitation ou la con-
cession de l'exploitation de gisements minéraux, sources 
et autres richesses du sol; les navires, bateaux et aéro-
nefs ne sont pas considérés comme biens immobiliers. 

3. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent aux 
revenus provenant de l'exploitation directe, de la loca-
tion ou de l'affermage, ainsi que de toute autre forme 
d'exploitation de biens immobiliers. 
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(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus-
übung eines freien Berufs dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus-
übt. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser 
Weise aus, so können die Gewinne des Unternehmens 
in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertrags-
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin-
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb-
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen-
dungen, einschließlich der tatsächlichen Geschäftsfüh-
rungs- und der allgemeinen Verwaltungskosten, zum 
Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem betreffen-
den Staat oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die 
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch Auf-
teilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne 
nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der an-
gewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, daß 
das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über-
einstimmt. 

(5) Bei der Anwendung der Absätze 1 bis 4 sind die 
der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf 
dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende 
Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sowie Artikel 5 gelten auch für 
die Beteiligung eines Gesellschafters am Gewinn eines 
Unternehmens, das in Tunesien in Form einer faktischen 
Gesellschaft (société de fait) oder einer stillen Gesell-
schaft (association en participation) und in der Bundes-
republik Deutschland in Form einer Personengesellschaft 
errichtet worden ist. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in ande-
ren Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be-
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr können nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh-
mens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts-
leitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, 

4. Les dispositions des paragraphes 1 et 3 s'appliquent 
également aux revenus provenant des biens immobiliers 
d'une entreprise ainsi qu'aux revenus des biens immobi-
liers servant à l'exercice d'une profession libérale. 

Article 7 

Bénéfices des entreprises 

1. Les bénéfices d'une entreprise d'un État contractant 
ne sont imposables que dans cet État, à moins que 
l'entreprise n'exerce son activité dans l'autre etat con-
tractant par l'intermédiaire d'un établissement stable 
qui y est situé. Si l'entreprise exerce son activité d'une 
telle façon, les bénéfices de l'entreprise sont imposables 
dans l'autre États mais uniquement dans la mesure où 
ils sont imputables audit établissement stable. 

2. Lorsqu'une entreprise d'un etat contractant exerce 
son activité dans l'autre Etat contractant par l'inter-
médiaire d'un établissement stable qui y est situé, il est 
imputé, dans chaque État contractant, à cet établisse-
ment stable les bénéfices qu'il aurait pu réaliser s'il 
avait constitué une entreprise distincte et séparée 
exerçant des activités identiques ou analogues dans des 
conditions identiques ou analogues et traitant en toute 
indépendance avec l'entreprise dont il constitue un éta-
blissement stable. 

3. Pour la détermination des bénéfices d'un établisse-
ment stable, sont admises en déduction les dépenses 
exposées aux fins de l'activité de cet établissement sta-
ble, y compris les dépenses effectives de direction et les 
frais généraux réels d'administration ainsi exposés soit 
dans l'État soit ailleurs. 

4. S'il est d'usage, dans un État contractant, de dé-
terminer les bénéfices imputables à un établissement 
stable sur la base d'une répartition des bénéfices totaux 
de l'entreprise entre ses diverses parties, aucune dis-
position du paragraphe 2 n'empèche cet Etat contractant 
de déterminer les bénéfices imposables selon la réparti-
tion en usage; la méthode de répartition adoptée doit 
cependant être telle que le résultat obtenu soit con-
forme aux principes énoncés dans le présent article. 

5. Aux fins des paragraphes précédents, les bénéfices 
à imputer à l'établissement stable sont calculés chaque 
année selon la même méthode, à moins qu'il n'existe de 
motifs valables et suffisants de procéder autrement. 

6. Les dispositions des paragraphes précédents ainsi 
que celles de l'article 5 sont également applicables aux 
participation d'un associé aux bénéfices d'une entre

-

prise constitué en Tunisie sous forme de «société de 
fait» ou «d'association en participation» et en République 
fédérale d'Allemagne sous forme de «Personengesell-
schaft», 

7. Lorsque les bénéfices comprennent des éléments 
de revenu traités séparément dans d'autres articles de 
la présente Convention, les dispositions des ces articles 
ne sont pas affectées par les dispositions du présent 
article. 

Article 8 

Navigation maritime et aérienne 

1. Les bénéfices provenant de l'exploitation, en trafic 
international, de navires ou d'aéronefs ne sont imposa-
bles que dans l'etat contractant où le siège de la direc-
tion effective de l'entreprise est situé. 

2. Si le siège de la direction effective d'une entre-
prise de navigation maritime est à bord d'un navire ou 
d'un bateau, ce siège est réputé situé dans l'État con- 
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in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, 
in dem die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus einer Beteili-
gung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder 
einem anderen internationalen Betriebszusammenschluß. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital 
eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt 
sind 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be-
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer-
den, die von denen abweichen ;  die unabhängige Unter-
nehmen miteinander vereinbaren würden, dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingun-
gen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zuge-
rechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden die Gewinne, mit denen ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden 
ist, auch zu den Gewinnen eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats hinzugerechnet und entsprechend 
besteuert, und handelt es sich bei den hinzugerechneten 
Gewinnen um Gewinne, die von dem Unternehmen des 
anderen Staates erzielt worden wären, wenn die zwi-
schen beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen 
die gleichen wären, wie sie unabhängige Unternehmen 
vereinbart hätten, so berichtigt der erstgenannte Staat 
seine von diesen Gewinnen erhobene Steuer entspre-
chend. Bei der Festsetzung der Berichtigung werden die 
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens je nach der 
Art der Einkünfte berücksichtigt; erforderlichenfalls 
werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
einander zu diesem Zweck konsultieren. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat an-
sässige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertrags-
staat ansässige Person zahlt, können in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen 
a) 10 vorn Hundert des Bruttobetrags der Dividenden. 

wenn der Empfänger eine Gesellschaft ist, die un-
mittelbar über mindestens 25 vom Hundert des Kapi-
tals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft ver-
fügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in 
allen anderen Fällen. 

(3) Solange in der Bundesrepublik Deutschland der 
Satz der Körperschaftsteuer für ausgeschüttete Gewinne 
mindestens 15 Punkte niedriger ist als der Steuersatz für 
nichtausgeschüttete Gewinne, kann abweichend von Ab- 

tractant où se trouve le port d'attache de ce navire ou 
de ce bateau, ou à défaut de port d'attache, dans l'État 
contractant dont l'exploitant du navire ou du bateau est 
un résident. 

3. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent aussi 
aux bénéfices provenant de la participation à un pool, à 
une exploitation en commun ou à un organisme inter-
national d'exploitation. 

Article 9 

Entreprises associées 

1. Lorsque 

a) une entreprise d'un État contractant participe direc-
tement ou indirectement à la direction, au contrôle 
ou au capital d'une entreprise de l'autre État contrac-
tant, ou que 

b) les mêmes personnes participent directement ou in-
directement à la direction, au contrôle ou au capital 
d'une entreprise d'un État contractant et d'une entre-
prise de l'autre État contractant, 

et que, dans l'un et l'autre cas, les deux entreprises sont, 
dans leurs relations commerciales ou financières, liées 
par des conditions acceptées ou imposées, qui différent 
de celles qui seraient conclues entre les entreprises 
indépendantes, les bénéfices qui, sans ces conditions, 
auraient été obtenus par l'une des entreprises mais n'ont 
pu l'être en fait à cause de ces conditions, peuvent être 
inclus dans les bénéfices de cette entreprise et imposés 
en conséquence. 

2. Lorsque des bénéfices sur lesquels une entreprise 
d'un État contractant a été imposée dans cet État sont 
aussi inclus dans les bénéfices d'une entreprise de l'autre 
etat contractant et imposés en conséquence, et que les 
bénéfices ainsi inclus sont des bénéfices qui auraient 
été réalisés par cette entreprise de l'autre État si les 
conditions convenues entre les deux entreprises avaient 
été celles qui auraient été fixées entre des entreprises 
indépendantes, le premier État procédera à un ajuste-
ment correspondant du montant de l'impôt qu'il a perçu 
sur ces bénéfices. Pour déterminer l'ajustement à faire, 
il sera tenu compte des autres dispositions de la présente 
Convention relatives à la nature du revenu et à cet 
effet les autorités compétentes des États contractants 
se consulteront en cas de besoin. 

Article 10 

Dividendes 

1. Les dividendes payés par une société qui est un 
résident d'un etat contractant à un résident de l'autre 
État contractant sont imposables dans cet autre État. 

2. Toutefois, ces dividendes peuvent être imposés dans 
l'État contractant dont la société qui paie les dividen-
des est un résident, et selon la législation de cet etat, 
mais l'impôt ainsi établi ne peut excéder: 

a) 10 polir cent du montant  brut des dividendes si le 
bénéficiaire des dividendes est une société qui dis-
pose directement d'au moins 25 pour cent du capital 
de la société qui paie les dividendes; 

b) 15 pour cent du montant brut des dividendes, dans 
tous les autres cas. 

3. Par dérogation aux dispositions du paragraphe 2, 
aussi longtemps qu'en République fédérale d'Allemagne 
le taux de l'impôt des sociétés sur les bénéfices distri-
bués reste inférieur de 15 points au moins au taux fixé 
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Satz 2 die Steuer, die in diesem Staat von Dividenden 
erhoben wird, 27 vom Hundert des Bruttobetrags der 
Dividenden betragen, wenn 

a) die Dividenden von einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Kapitalgesellschaft stammen 
und einer in Tunesien ansässigen Gesellschaft zuflie-
ßen und 

b) der in Tunesien ansässigen Gesellschaft selbst oder 
zusammen mit anderen Personen, die sie beherrschen 
oder die mit ihr gemeinsam beherrscht werden, unmit-
telbar oder mittelbar mindestens 25 vom Hundert des 
Kapitals der in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässigen Kapitalgesellschaft gehören. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der 
Dividenden in dem anderen Vertragsstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be-
triebstätte hat und die Beteiligung, für welche die Divi-
denden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb-
stätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genuß

-

rechten oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen 
oder anderen Rechten — ausgenommen Forderungen  — 
mit  Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesell-
schaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende Ge-
sellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleich-
gestellt sind. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge-
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen 
Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die 
Dividenden besteuern, welche die Gesellschaft an nicht 
in diesem anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausge-
schüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahl-
ten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne 
ganz oder teilweise aus in dem anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person 
gezahlt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer darf aber 10 vom Hundert 
des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin-
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteili-
gung ausgestattet sind, und aus Forderungen jeder Art 
sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften aus 
Darlehen gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der 
Zinsen in dem anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für 
welche die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzu-
wenden. 

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, ein  

pour les bénéfices non distribués, l'impôt prélevé sur les 
dividendes dans cet État pourra s'élever à 27 pour cent 
du montant brut des dividendes, si 

a) les dividendes proviennent d'une société de capitaux, 
résidente de la République fédérale d'Allemagne et 
sont recueillis par une société résidente de la Tunisie 
et si 

b) la société résidente de la Tunisie seule ou en relation 
avec d'autres personnes qui la contrôlent ou sont 
elles-mêmes soumises avec ladite société à un con-
trôle, détient directement ou indirectement au moins 
25 pour cent du capital de la société de capitaux 
résidente de la République fédérale d'Allemagne. 

4. Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne s'appli-
quent pas lorsque le bénéficiaire des dividendes, rési-
dent d'un État contractant, a, dans l'autre État contrac-
tant dont la société qui paie les dividendes est un rési-
dent, un établissement stable auquel se rattache effec-
tivement la participation génératrice des dividendes. 
Dans ce cas, les dispositions de l'article 7 sont appli-
cables. 

5. Le terme «dividendes» employé dans le présent ar-
ticle désigne les revenus provenant d'actions, actions 
ou bons de jouissance, parts de mine, parts de fonda-
teurs ou autres parts bénéficiaires à l'exception des 
créances, ainsi que les revenus d'autres parts sociales 
assimilés aux revenus d'actions par la législation fiscale 
de l'État dont la société distributrice est un résident. 

6. Lorsqu'une société qui est un résident d'un etat 
contractant tire des bénéfices ou des revenus de l'autre 
État contractant, cet autre État ne peut percevoir aucun 
impôt sur les dividendes payés par la société aux per-
sonnes qui ne sont pas des résidents de cet autre etat 
ni prélever aucun impôt, au titre de l'imposition des 
bénéfices non distribués, sur les bénéfices non distribués 
de la société, même si les dividendes payés ou les béné-
fices non distribués consistent en tout ou en partie en 
bénéfices ou revenus provenant de cet autre Etat. 

Article 11 

Intérêts 

1. Les intérêts provenant d'un Etat contractant et 
payés à un résident de l'autre Etat  contractant sont 
imposables dans cet autre Etat. 

2. Toutefois, ces intérêts peuvent être imposés dans 
l'etat contractant d'où ils proviennent et selon la légis-
lation de cet Etat, mais l'impôt ainsi établi ne peut 
excéder 10 pour cent de leur montant brut. 

3. Le terme «intérêts» employé dans le présent article 
désigne les revenus des fonds publics, des obligations 
d'emprunts, assorties ou non de garanties hypothécaires 
ou d'une clause de participation aux bénéfices, et des 
créances de toute nature, ainsi que tous autres produits 
assimilés aux revenus de sommes prêtées par la légis-
lation fiscale de l'etat d'où proviennent les revenus. 

4. Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne s'appli-
quent pas lorsque le bénéficiaire des intérêts, résident 
d'un Etat  contractant, a, dans l'autre Etat contractant 
d'où proviennent les intérêts, un établissement stable 
auquel se rattache effectivement la créance génératrice 
des intérêts. Dans ce cas, les dispositions de l'article 7 
sont applicables. 

5. Les intérêts sont considérés comme provenant d'un 
Etat  contractant lorsque le débiteur est cet Etat  lui- 
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Land, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in die-
sem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner 
der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver-
tragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat 
eine Betriebstätte und ist die Schuld, für welche die 
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte 
eingegangen und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, 
in dem die Betriebstätte liegt. 

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Britten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin-
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel  nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann 
der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrags-
staats und unter Berücksichtigung der anderen Bestim-
mungen dieses Abkommens besteuert werden. 

(7) Abweichend von Absatz 2 werden Zinsen aus Dar-
lehen und Krediten, die ein Vertragsstaat einer in dem 
anderen Staat ansässigen Person gewährt, in dem Staat, 
aus dem sie stammen, nicht besteuert. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stam-
men und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansäs-
sige Person gezahlt werden, können in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch in dem Staat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer' darf aber nicht übersteigen 

a) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebüh-
ren, die für die Benutzung oder für das Recht auf Be-
nutzung von Urheberrechten an literarischen, künst-
lerischen oder wissenschaftlichen Werken mit Aus-
nahme kinematographischer Filme und Fernsehfilme 
und für die Mitteilung landwirtschaftlicher, gewerb-
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfah-
rungen oder als Vergütungen für wirtschaftliche oder 
technische Studien gezahlt werden; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebüh-
ren, die für die Gewährung von Lizenzen zur Benut-
zung von Patenten, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren, Warenzeichen oder 
die Vermietung des Rechts auf Benutzung von kine-
matographischen Filmen oder Fernsehfilmen gezahlt 
werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der 
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragsstaat, aus dem 
die Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte hat und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für welche die Lizenz-
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb-
stätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Ver-
tragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat 
selbst, ein Land, eine ihrer Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in 
einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die Ver-
pflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke 
der Betriebstätte eingegangen und trägt die Betriebstätte 
die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus 
dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte 
liegt.  

même, un «Land», une de leurs subdivisions politiques 
ou collectivités locales ou un résident de cet État. 
Toutefois, lorsque le débiteur des intérêts, qu'il soit ou 
non résident d'un État contractant, a dans un État 
contractant un établissement stable pour lequel l'emprunt 
générateur des intérêts a été contracté et qui supporte 
la charge de ces intérêts, lesdits intérêts sont réputés 
provenir de l'État contractant où l'établissement stable 
est situé. 

6. Si, par suite de relations spéciales existant entre le 
débiteur et le créancier ou que l'un et l'autre entretien-
nent avec de tierces personnes, le montant des intérêts 
payés, compte tenu de la créance pour laquelle ils sont 
versés, excède celui dont seraient convenus le débiteur 
et le créancier en l'absence de pareilles relations, les 
dispositions du présent article ne s'appliquent qu'à ce 
dernier montant. En ce cas, la partie excédentaire des 
paiements reste imposable conformément à la législation 
de chaque État contractant et compte tenu des autres 
dispositions de la présente Convention. 

7. Par dérogation aux dispositions du paragraphe 2 les 
intérêts des prêts et crédits consentis par un État con-
tractant à un résident de l'autre État ne sont pas im-
posés dans l'État d'où ils proviennent. 

Article 12 

Redevances 

1. Les redevances provenant d'un État contractant et 
payées à un résident de l'autre État contractant sont 
imposables dans cet autre État. 

2. Toutefois, ces redevances peuvent être imposées 
dans l'État d'où elles proviennent et selon la législation 
de cet État, mais l'impôt ainsi établi ne peut excéder: 

a) 10 pour cent du montant brut des redevances payées 
en contrepartie de l'usage ou du droit à l'usage de 
droits d'auteur sur les œuvres littéraires, artistiques 
ou scientifiques à l'exclusion des films cinématogra-
phiques et de télévision, et pour des informations 
ayant trait à une expérience acquise dans le domaine 
agricole, industriel, commercial ou scientifique, et des 
rémunérations pour les études économiques ou tech-
niques; 

b) 15 pour cent du montant brut des redevances payées 
pour la concession de licences d'exploitation de bre-
vets, dessins et modèles, plans, formules ou procédés 
secrets, marques de fabriques ou de commerce, loca-
tion du droit d'utilisation de films cinématographiques 
ou de télévision. 

3. Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne s'appli-
quent pas lorsque le bénéficiaire des redevances, rési-
dent d'un État contractant, a, dans l'autre État contrac-
tant d'où proviennent les redevances, un établissement 
stable auquel se rattache effectivement le droit ou le 
bien générateur des redevances. Dans ce cas, les dispo-
sitions de l'article 7 sont applicables. 

4. Les redevances sont considérées comme provenant 
d'un État contractant lorsque le débiteur est cet Étai 
lui-même, un «Land», une de leurs subdivisions politi-
ques, une collectivité locale ou un résident de cet État. 
Toutefois, lorsque le débiteur des redevances, qu'il soit 
ou non résident d'un État contractant, a dans un État 
contractant un établissement stable pour lequel le con-
trat donnant lieu au paiement des redevances a été 
conclu et qui supporte comme telle la charge de celles-ci, 
ces redevances sont réputées provenir de l'État con-
tractant où est situé l'établissement stable. 
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(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden 
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Arti-
kel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht 
jedes Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der 
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver-
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver-
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar-
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats in dem 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Ein-
richtung gehört, über die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für die Ausübung eines freien Berufs 
in dem anderen Vertragsstaat verfügt, einschließlich 
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer sol-
chen Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übri-
gen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung 
erzielt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. Jedoch können Gewinne aus der Veräußerung 
des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Ver-
mögens nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten 
Artikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft 
können in diesem Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absät-
zen 1 bis 3 nicht genannten Vermögens können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Ver-
äußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansäs-
sige Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können 
nur in diesem Staat besteuert werden. Diese Einkünfte 
können jedoch in dem anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, wenn 
a) die Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem 

anderen Vertragsstaat regelmäßig über eine feste Ein-
richtung verfügt; in diesem Fall kann lediglich der 
Teil der Einkünfte, der dieser festen Einrichtung zuzu-
rechnen ist, in dem anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, oder 

b) die Person sich zur Ausübung dieser Tätigkeit in dem 
anderen Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage 
während des Steuerjahrs aufhält; in diesem Fall kann 
lediglich der Teil der Einkünfte, der dieser Tätigkeit 
zuzurechnen ist, in dem anderen Vertragsstaat be-
steuert werden. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätig-
keit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechts-
anwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und der 
Angehörigen der wirtschaftsberatenden Berufe. 

5. Si, par suite de relations spéciales existant entre le 
débiteur et le créancier ou que l'un et l'autre entretien-
nent avec des tierces personnes, le montant des rede-
vances payées, compte tenu de la prestation pour la-
quelle elles sont versées, excède celui dont seraient 
convenus le débiteur et le créancier en l'absence de 
pareilles relations, les dispositions du présent article ne 
s'appliquent qu'à ce dernier montant. En ce cas, la partie 
excédentaire des paiements reste imposable conformé-
ment à la législation de chaque État contractant et 
compte tenu des autres dispositions de la présente Con-
vention. 

Article 13 

Gains en capital 

1. Les gains provenant de l'alinéation des biens im-
mobiliers, tels qu'ils sont définis au paragraphe 2 de 
l'article 6, sont imposables dans l'État contractant où 
ces biens sont situés. 

2. Les gains provenant de l'aliénation de biens mobi-
liers faisant partie de l'actif d'un établissement stable 
qu'une entreprise d'un État contractant a dans l'autre 
État contractant ou de biens mobiliers constitutifs d'une 
base fixe dont dispose un résident d'un État contractant 
dans l'autre État contractant pour l'exercice d'une pro-
fession libérale, y compris de tels gains provenant de 
l'aliénation globale de cet établissement stable (seul ou 
avec l'ensemble de l'entreprise) ou de cette base fixe, 
sont imposables dans cet autre État. Toutefois, les gains 
provenant de l'aliénation des biens mobiliers visés au 
paragraphe 3 de l'article 22 ne sont imposables que dans 
l'Etat contractant où les biens en question eux-mêmes 
sont imposables en vertu dudit article. 

3. Les gains provenant de l'aliénation de titres de par-
ticipation à une société résidente d'un État contractant 
sont imposables dans cet État. 

4. Les gains provenant de l'aliénation de tous biens 
autres que ceux qui sont mentionnés aux paragraphes 
1 à 3 ne sont imposables que dans l'État contractant 
dont le cédant est un résident. 

Article 14 

Professions indépendantes 

1. Les revenus qu'un résident d'un État contractant 
tire d'une profession libérale ou d'autres activités indé-
pendantes de caractère analogue ne sont imposables que 
dans cet État. Toutefois ces revenus sont imposables 
dans l'autre État contractant dans les cas suivants: 

a) Si l'intéressé dispose de façon habituelle dans l'autre 
État contractant d'une base fixe pour l'exercice de 
ses activités; en ce cas seule la fraction des revenus 
qui est imputable à la dite base fixe est imposable 
dans l'autre État contractant ou, 

b) si son séjour dans l'autre État contractant pour 
l'exercice de cette activité s'étend sur une période 
ou des périodes d'une durée totale égale ou superieure 
à 183 jours pendant l'année fiscale; en ce cas seule 
la fraction des revenus qui est imputable à la dite 
activité est imposable dans l'autre État contractant. 

2. L'expression «professions libérales» comprend en 
particulier les activités indépendantes d'ordre scienti-
fique, littéraire, artistique, éducatif ou pédagogique, ainsi 
que les activités indépendantes des médicins, avocats, 
ingénieurs, architectes, dentistes et comptables. 
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Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können 
Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständi-
ger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert wer-
den, es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Ver-
tragsstaat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen in dem 
anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine 
in dem anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
— einschließlich der gewöhnlichen Arbeitsunter-
brechungen — nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahrs aufhält, 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für 
einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht in dem 
anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder 
einer festen Einrichtung getragen werden, die der 
Arbeitgeber in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Vergütun-
gen für unselbständige Arbeit, die an Bord eines See-
schiffs oder Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr 
ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- o der Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat an-
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Auf-
sichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, 
die  in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, können in 
dem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, 
die berufsmäßige Künstler wie Bühnen-, Film-, Rund-
funk- oder Fernsehkünstler und Musiker sowie Sportler 
aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragsstaat besteuert wer-
den, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

(2) Stehen einer anderen Person die Einkünfte aus der 
Tätigkeit zu, die ein Künstler oder Sportler in dieser 
Eigenschaft persönlich ausübt, so können diese Einkünfte 
ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler 
seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die Einkünfte 
aus einer Tätigkeit, die in einem Vertragsstaat von einer 
nicht auf Gewinnerzielung gerichteten Organisation des 
anderen Vertragsstaats oder von deren Bediensteten 
ausgeübt wird, es sei denn, daß diese Bediensteten für 
eigene Rechnung tätig sind. 

Article 15 

Professions dépendantes 

1. Sous réserve des dispositions des articles 16, 18 
et 19, les salaires, traitements et autres rémunérations 
similaires qu'un résident d'un État contractant reçoit au 
titre d'un emploi salarié ne sont imposables que dans 
cet État, à moins que l'emploi ne soit exercé dans l'autre 
État contractant. Si l'emploi y est exercé les rémunéra-
tions reçues à ce titre sont imposables dans cet autre 
État. 

2. Nonobstant les dispositions du paragraphe premier, 
les rémunérations qu'un résident d'un Etat contractant 
reçoit au titre d'un emploi salarié exercé dans l'autre 
État contractant ne sont imposables que dans le premier 
État si: 

a) Le bénéficiaire séjourne dans l'autre etat pendant 
une période ou des périodes y compris la durée des 
interruptions normales de travail n'excédant pas au 
total 183 jours au cours de l'année fiscale considérée; 
et 

b) les rémunérations sont payées par un employeur ou 
au nom d'un employeur qui n'est pas résident de 
l'autre etat; et 

c) la charge des rémunérations n'est pas supportée par 
un établissement stable ou une base fixe que l'em-
ployeur a dans l'autre État. 

3. Nonobstant les dispositions précédentes du présent 
article, les rémunérations au titre d'un emploi salarié 
exercé à bord d'un navire ou d'un aéronef en trafic 
international, sont imposables dans l'Etat contractant 
où le siège de la direction effective de l'entreprise est 
situé. 

Article 16 

Tantièmes 

Les tantièmes, jetons de présence et autres rétribu-
tions similaires qu'un résident d'un État contractant 
reçoit en sa qualité de membre du conseil d'administra-
tion ou de surveillance d'une société qui est un résident 
de l'autre État contractant sont imposables dans cet 
autre État. 

Article 17 

Artistes et sportifs 

1. Nonobstant les dispositions des articles 14 et 15 
les revenus que les professionnels du spectacle, tels les 
artistes de théâtre, de cinéma, de la radio ou de la 
télévision et les musiciens, ainsi que les sportifs, retirent 
de leurs activités personnelles en cette qualité sont im-
posables dans l'État contractant ou ces activités sont 
exercées. 

2. Lorsque les produits de l'activité personnelle qu'un 
artiste ou un sportif exerce en cette qualité reviennent à 
une autre personne, ces produits, nonobstant les dis-
positions des articles 7, 14 et 15, sont imposables dans 
l'etat contractant dans lequel l'artiste ou le sportif 
exerce son activité. 

3. Les dispositions des paragraphes i et 2 ne s'appli-
quent pas aux revenus d'activités exercées dans un État 
contractant par des organismes sans but lucratif de l'au-
tre État contractant ou par des membres de leur per-
sonnel, sauf si ces derniers agissent pour leur propre 
compte. 



Drucksache 7/5030 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Ungeachtet des Artikels 19 Absatz 1 können Ruhege-
hälter und ähnliche Vergütungen, die einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbstän-
dige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem Staat be-
steuert werden. 

Artikel 19 

Öffentliche Funktionen 

(1) Vergütungen, die ein Vertragsstaat, ein Land oder 
eine ihrer Gebietskörperschaften an eine natürliche 
Person für eine unselbständige Arbeit zahlt, können nur 
in diesem Staat besteuert werden. Wird aber die unselb-
ständige Arbeit in dem anderen Vertragsstaat von einem 
Angehörigen dieses Staates ausgeübt, der nicht Ange-
höriger des erstgenannten Staates ist, so können die 
Vergütungen nur in diesem anderen Staat besteuert wer-
den. 

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit, die im 
Zusammenhang mit einer auf Gewinnerzielung gerich-
teten kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, eines Landes oder einer ihrer Gebiets-
körperschaften geleistet wird, finden die Artikel 15, 16 
und 17 Anwendung. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im 
Rahmen eines Entwicklungshilfeprogramms eines Ver-
tragsstaats, eines Landes oder einer ihrer Gebietskörper-
schaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem Staat, 
dem Land oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt 
werden, an Sachverständige gezahlt werden, die in den 
anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt 
worden sind. 

Artikel 20 

Studenten, Lehrlinge und Stipendiaten 

(1) Eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat 
ansässig war, unmittelbar bevor sie sich in den anderen 
Vertragsstaat begab, und die sich in dem anderen Staat 
lediglich als Student an einer Universität, Hochschule, 
Schule oder anderen ähnlichen Lehranstalt dieses ande-
ren Staates oder als Lehrling (in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich der Volontäre und Praktikan-
ten) vorübergehend aufhält, ist mit dem Tag ihrer ersten 
Ankunft in dem anderen Staat im Zusammenhang mit 
diesem Aufenthalt von der Steuer dieses anderen Staa-
tes befreit 

a) hinsichtlich der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung 
oder ihre Ausbildung bestimmten Überweisungen aus 
dem Ausland und 

b) während der Dauer von höchstens fünf Jahren hin-
sichtlich aller Vergütungen bis zu 6 000 DM oder 
deren Gegenwert in tunesischen Dinaren je Kalen-
derjahr für Arbeit, die sie in dem anderen Staat aus-
übt, um die Mittel für ihren Unterhalt, ihre Erziehung 
oder ihre Ausbildung zu ergänzen. 

(2) Eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat 
ansässig war, unmittelbar bevor sie sich in den anderen 
Vertragsstaat begab, und die sich in dem anderen Staat 
lediglich zum Studium, zur Forschung oder zur Ausbil-
dung als Empfänger eines Zuschusses, Unterhaltsbeitrags 
oder Stipendiums einer wissenschaftlichen, pädago-
gischen, religiösen oder mildtätigen Organisation oder 
im Rahmen eines Programms der technischen Hilfe, an 
dem die Regierung eines Vertragsstaats beteiligt ist, vor-
übergehend aufhält, ist mit dem Tag ihrer ersten Ankunft 

Article 18 

Pensions 

Nonobstant les dispositions du paragraphe premier de 
l'article 19, les pensions et autres rémunérations similai-
res versées à un résident d'un État contractant au titre 
d'un emploi antérieur, ne sont imposables que dans cet 
État. 

Article 19 

Fonctions publiques 

1. Les rémunération versées par un Etat contractant, 
par un «Land» ou par une de leurs subdivisions politiques 
ou collectivités locales, a une personne physique au 
titre d'un emploi salarié, sont imposables uniquement 
dans cet Etat. Toutefois lorsque l'emploi salarié est 
exercé dans l'autre État contractant par un ressortissant 
de cet État, qui ne possède pas la nationalité du premier 
État, les rémunérations versées ne sont imposables que 
dans cet autre Etat. 

2. Les dispositions des articles 15, 16 et 17 s'appliquent 
aux rémunérations versées au titre d'un emploi salarié 
exercé dans le cadre d'une activité commerciale ou in-
dustrielle à but lucratif réalisée par un Etat contractant, 
par un «Land» ou par une de leurs subdivisions politiques 
ou collectivités locales. 

3. Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent aussi 
aux rémunérations qui, dans le cadre d'un programme 
d'aide au développement mis en œuvre par un Etat 
contractant, par un «Land» ou une de leurs subdivisions 
politiques ou collectivités locales, sont versées à partir 
de fonds fournis exclusivement par cet Etat, par ce 
«Land» ou une de leurs subdivisions politiques ou collec-
tivités locales aux experts envoyés dans l'autre Etat 
contractant avec l'autorisation de ce dernier. 

Article 20 

Étudiants — Apprentis — Boursiers divers 

1. Une personne physique qui était encore résident d'un 
État contractant juste avant son séjour dans l'autre 
État contractant et qui y séjourne à titre temporaire 
uniquement en tant qu'étudiant dans une université, une 
école supérieure, une école ou un établissement d'ensei-
gnement de cet autre Etat, ou en tant qu'apprenti (ainsi 
que, dans le cas de la République fédérale d'Allemagne, 
en tant que Volontär ou Praktikant), est exempte, à partir 
de la date de sa première arrivée dans cet autre Etat 
dans le cadre de ce séjour, de tout impôt dans ledit 
État pour 

a) les virements de l'étranger destinés à sa subsistance, 
son éducation ou sa formation et, 

b) pendant une période ne dépassant pas un total de 
cinq ans, toute rémunération n'excédant pas, par 
année civile, 6 000 DM ou l'équivalent en Dinar Tuni-
sien qui serait attribuée pour un emploi exercé dans 
cet autre Etat en vue de compléter les ressources 
destinées à sa subsistance, son éducation ou sa forma-
tion. 

2. Une personne physique qui était encore résident 
d'un Etat contractant juste avant son séjour dans l'autre 
État contractant et qui y séjourne à titre temporaire 
à seule fin d'effectuer des études, des recherches ou un 
stage de formation avec l'aide d'une subvention, d'une 
allocation ou d'une bourse fournie par un organisme 
scientifique, éducatif, religieux ou de bienfaisance ou 
dans le cadre d'un programme d'assistance technique 
auquel participe le gouvernement d'un État contractant, 
est exempte, à partir de la date de sa première arrivée 
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in dem anderen Staat im Zusammenhang mit diesem 
Aufenthalt von der Steuer dieses anderen Staates befreit 
hinsichtlich 

a) dieses Zuschusses, Unterhaltsbeitrags oder Stipen-
diums und 

b) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Aus-
bildung bestimmten Überweisungen aus dem Ausland. 

Artikel 21 

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen 
einer Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder 
das zu einer der Ausübung eines freien Berufs dienenden 
festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder die 
feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Person können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt 
vermieden: 

a) Die aus Tunesien stammenden Einkünfte — mit Aus-
nahme der unter Buchstabe b fallenden Einkünfte — 
und  die in Tunesien gelegenen Vermögensteile, die 
nach den vorstehenden Artikeln in diesem Staat be-
steuert werden können, sind von der deutschen Steuer 
befreit. Diese Befreiung schränkt jedoch das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland nicht ein, die so befrei-
ten Einkünfte und Vermögensteile bei der Festset-
zung des deutschen Steuersatzes zu berücksichtigen. 
Auf Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 5 
ist Satz 1 jedoch nur anzuwenden, wenn die Dividen-
den von einer in Tunesien ansässigen Aktiengesell-
schaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Kapitalgesellschaft gezahlt werden, die un-
mittelbar Tiber mindestens 25 vom Hundert des stimm-
berechtigten Kapitals der erstgenannten Gesellschaft 
verfügt. Die Anteile der tunesischen Gesellschaft 
werden unter den gleichen Voraussetzungen von der 
deutschen Vermögensteuer befreit. 

b) Die in Tunesien in Übereinstimmung mit diesem Ab-
kommen erhobene Steuer wird auf die Einkommen-
steuer oder die Körperschaftsteuer einschließlich der 
Ergänzungsabgabe dazu angerechnet, die die Bundes-
republik Deutschland von den nachstehenden Ein-
künften erhebt: 

dans cet autre État dans le cadre de ce séjour, de tout 
impôt frappant, dans ledit État, 

a) le montant de cette subvention, cette allocation ou 
cette bourse et 

b) les virements de l'étranger destinés à sa subsistance, 
son éducation ou sa formation. 

Article 21 

Revenus non expressement mentionnés 

Les éléments du revenu d'un résident d'un État con-
tractant qui ne sont pas expressement mentionnés dans 
les articles précédents de la présente Convention ne sont 
imposables que dans cet État. 

Article 22 

Fortune 

1. La fortune constituée par des biens immobiliers, 
tels qu'ils sont définis au paragraphe 2 de l'article 6, est 
imposable dans l'État contractant où ces biens sont 
situés. 

2. La fortune constituée par des biens mobiliers faisant 
partie de l'actif d'un établissement stable d'une entre-
prise ou par des biens mobiliers constitutifs d'une base 
fixe servant à l'exercice d'une profession libérale est 
imposable dans l'État contractant où est situé l'établis-
sement stable ou la base fixe. 

3. Les navires et les aéronefs exploités en trafic inter-
national ainsi que les biens mobiliers affectés à leur 
exploitation ne sont imposables que dans l'État contrac-
tant où le siège de la direction effective de l'entreprise 
est situé. 

4. Tous les autres éléments de la fortune d'un résident 
d'un État contractant ne sont imposables que dans cet 
État. 

Article 23 

Dispositions pour éliminer les doubles impositions 

1. En ce qui concerne les résidents de la République 
fédérale d'Allemagne, la double imposition est évitée 
de la manière suivante: 

a) Les revenus provenant de Tunisie — à l'exclusion 
des revenus visés à l'alinéa b ci-après — et les élé-
ments de fortune situés en Tunisie, qui sont impo-
sables dans cet État en vertu des articles précédents, 
sont exonérés de l'impôt allemand. Cette exonération 
ne restreint pas le droit de la République fédérale 
d'Allemagne de tenir compte, lors de la détermination 
du taux de l'impôt allemand, des revenus et des élé-
ments de fortune ainsi exonérés. Dans le cas des 
dividendes définis au paragraphe 5 de l'article 10 
la première phrase s'applique seulement lorsque les 
dividendes sont payés par une société par actions 
résidente de la Tunisie à une société de capitaux 
(Kapitalgesellschaft) résidente de la République fédé-
rale d'Allemagne, qui dispose directement d'au moins 
25 pour cent du capital de la première société avec 
droit de vote. Les actions ou parts susvisées de la 
société tunisienne sont, aux mêmes conditions, exoné-
rées de l'impôt allemand sur la fortune. 

b) L'impôt perçu en Tunisie conformément aux disposi-
tions de cette Convention est imputé sur l'impôt sur 
le revenu ou l'impôt des sociétés, y compris la taxe 
supplémentaire y relative, que la République fédérale 
d'Allemagne perçoit sur les revenus suivants: 
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aa) Dividenden, die unter Artikel 10 Absatz 2, jedoch 
nicht unter Absatz 1 Buchstabe a des vorliegen-
den Artikels fallen; 

bb) Zinsen, die unter Artikel 11 Absatz 2 fallen; 

cc) Lizenzgebühren, die unter Artikel 12 Absatz 2 
fallen; 

dd) Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen, 
die unter Artikel 13 Absatz 3 fallen; 

ee) Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen 
und ähnliche Zahlungen, die unter Artikel 16 
fallen; 

ff) Vergütungen im Sinne des Artikels 17 Absatz 1, 
die nach dieser Bestimmung nicht von der deut-
schen Steuer befreit sind; 

gg) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das 
unter Artikel 6, und Vermögen, das unter Arti-
kel 22 Absatz 1 fällt, ausgenommen die Fälle, in 
denen das Vermögen, aus dem die Einkünfte 
stammen, zu einer in Tunesien gelegenen Be-
triebstätte im Sinne des Artikels 7 oder einer in 
Tunesien gelegenen festen Einrichtung im Sinne 
des Artikels 14 gehört. 

c) Für die Zwecke der unter Buchstabe b aa, bb und cc 
erwähnten Anrechnung gilt folgendes: Solange die 
Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren zur Förde

-

rung der wirtschaftlichen Entwicklung Tunesiens be-
freit sind oder zu Sätzen besteuert werden, die unter 
den in Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b, in Artikel 11 
Absatz 2 oder in Artikel 12 Absatz 2 erwähnten Sät-
zen liegen, wird derjenige Betrag der tunesischen 
Steuer angerechnet, der nach Artikel 10 Absatz 2, 
Artikel 11 Absatz 2 oder Artikel 12 Absatz 2 erhoben 
werden kann. 

(2) Können die Einkünfte oder das Vermögen einer in 
Tunesien ansässigen Person nach diesem Abkommen in 
der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so 
rechnet Tunesien auf die vom Einkommen dieser Person 
zu erhebende Steuer den Betrag an, welcher der in der 
Bundesrepublik Deutschland gezahlten Einkommensteuer 
entspricht. Für die in Artikel 10 Absatz 3 erwähnten 
Einkünfte darf die angerechnete Steuer den in Absatz 2 
des gleichen Artikels festgesetzten Satz nicht überstei-
gen. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor 
der Anrechnung ermittelten Einkommensteuer nicht über-
steigen, der auf die Einkünfte entfällt, die in der Bundes-
republik Deutschland besteuert werden können. 

Artikel 24 

Gleichbehandlung und Investitionsförderung 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaats dürfen 
in dem anderen Vertragsstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung 
unterworfen werden, die anders oder belastender sind 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen des ande-
ren Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

(2) Staatenlose dürfen in einem Vertragsstaat weder 
einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender sind als die Besteuerung und die damit zu-
sammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staats-
angehörigen dieses Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter-
nehmen eines Vertragsstaats in dem anderen Vertrags-
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 

aa) les dividendes visés à l'article 10, paragraphe 2, 
et non visés à l'alinéa a du present article; 

bb) les intérêts visés à l'article 11, paragraphe 2; 

cc) les redevances visées à l'article 12, paragraphe 2; 

dd) les gains en capital visés à l'article 13, para-
graphe 3; 

ee) les tantièmes, jetons de présence et autres rétri-
butions visés à l'article 16; 

ff) les rémunérations visées au paragraphe 1 de l'arti-
cle 17 qui, selon cette disposition, ne sont pas 
exonérées de l'impôt allemand; 

gg) les revenus provenant des biens immobiliers vi-
sés à l'article 6 et la fortune visée à l'article 22, 
paragraphe 1, sauf si les biens dont les revenus 
proviennent font partie d'un établissement stable 
au sens de l'article 7 situé en Tunisie ou d'une 
base fixe au sens de l'article 14 située en Tunisie. 

c) Pour les besoins de l'imputation visée à l'alinéa b 
— aa, bb, cc — ci-dessus, aussi longtemps que les 
dividendes, les intérêts ou les redevances sont exoné-
rés ou imposés à des taux inférieurs aux taux visés 
au paragraphe 2 alinéa b de l'article 10, au para-
graphe 2 de l'article 11, ou au paragraphe 2 de l'arti-
cle 12 en vue de promouvoir le développement écono-
mique de la Tunisie le montant de l'impôt tunisien 
imputable sera le montant qui peut être prélevé 
comme impôt tunisien selon les dispositions du para-
graphe 2 de l'article 10, du paragraphe 2 de l'article 11 
ou du paragraphe 2 de l'article 12, respectivement. 

2. Lorsqu'un résident en Tunisie reçoit des revenus 
ou possède de la fortune qui, conformément aux disposi-
tions de la présente Convention sont imposables en Ré-
publique fédérale d'Allemagne, la Tunisie déduit de l'im-
pôt qu'elle percoit sur les revenus du résident un mon-
tant égal à l'impôt sur le revenu payé en République 
fédérale d'Allemagne. Pour les revenus visés au para-
graphe 3 de l'article 10, l'impôt imputé ne peut dépasser 
le taux figurant au paragraphe 2 du même article. 

Toutefois la somme déduite ne peut excéder la fraction 
de l'impôt sur le revenu, calculé avant la déduction, 
correspondant aux revenus imposables en République 
fédérale d'Allemagne. 

Article 24 

Non-discrimination et encouragement à l'investissement 

1. Les nationaux d'un État contractant ne sont soumis 
dans l'autre État contractant à aucune imposition ou 
obligation y relative, qui est autre ou plus lourde que 
celle à laquelle sont ou pourront être assujettis les na-
tionaux de cet autre État se trouvant dans la même 
situation. 

2. Les apatrides ne sont soumis dans un État con-
tractant à aucune imposition ou obligation y relative, 
qui est autre ou plus lourde que celle à laquelle sont ou 
pourront être assujettis les nationaux de cet État se 
trouvant dans la même situation. 

3. L'imposition d'un établissement stable qu'une entre-
prise d'un État contractant a dans l'autre État contrac-
tant n'est pas établie dans cet autre État d'une façon 
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sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, welche die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte 
sie einen Vertragsstaat, den in dem anderen Vertrags-
staat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergün-
stigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personen-
stands oder der Familienlasten oder sonstiger persön-
licher Umstände zu gewähren, die er den in seinem Ho-
heitsgebiet ansässigen Personen gewährt. 

(4) Die Unternehmen eines Vertragsstaats, deren 
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Person 
oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kon-
trolle unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertrags-
staat weder einer Besteuerung noch einer damit zusam-
menhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender sind als die Besteuerung und 
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck ,,Besteue-
rung" die in Artikel 2 aufgeführten Steuern jeder Art und 
Bezeichnung. 

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt nicht die Anwen-
dung günstigerer steuerlicher Bestimmungen, die das 
Recht eines der Vertragsstaaten zugunsten von Investi-
tionen vorsieht. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragsstaats 
oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung 
führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner-
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechts-
mittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrags-
staats unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall im Einvernehmen mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß 
eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung 
vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die 
bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
können zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
Absätze 1 bis 3 unmittelbar miteinander verkehren. Er-
scheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Her-
beiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein sol-
cher Meinungsaustausch in einer Kommission durchge-
führt werden, die aus Vertretern der zuständigen Behör

-

den der Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
werden die Informationen austauschen, die zur Durch-
führung dieses Abkommens erforderlich sind. Alle so 
ausgetauschten Informationen sind geheimzuhalten und 
dürfen nur solchen Personen oder Behörden zugänglich  

moins favorable que l'imposition des entreprises de cet 
autre État qui exercent la même activité. 

Cette disposition ne peut être interprétée comme obli-
geant un Etat contractant à accorder aux résidents de 
l'autre État contractant les déductions personnelles, 
abattements et réductions d'impôt en fonction de la si-
tuation ou des charges de famille ou d'autres éléments 
d'ordre personnel, qu'il accorde à ses propres résidents. 

4. Les entreprises d'un Etat contractant, dont le capi-
tal est en totalité ou en partie, directement ou indirecte-
ment, détenu ou contrôlé par un ou plusieurs résidents 
de l'autre État contractant, ne sont soumises dans le pre-
mier État contractant à aucune imposition ou obligation 
y relative, qui est autre ou plus lourde que celle à la-
quelle sont ou pourront être assujetties les autres entre-
prises de même nature de ce premier Etat. 

5. Le terme «imposition» désigne dans le présent ar-
ticle les impôts de toute nature ou dénomination visés à 
l'Article 2 de la présente Convention. 

6. Les dispositions de la présente Convention ne doi-
vent pas faire obstacle à l'application de dispositions 
fiscales plus favorables prévues par la législation de l'un 
des États contractants en faveur des investissements. 

Article 25 

Procédure amiable 

1. Lorsqu'un résident d'un État contractant estime que 
les mesures prises par un État contractant ou par cha-
cun de deux États entrainent ou entraîneront pour lui 
une imposition non conforme à la présente Convention, 
il peut, indépendamment des recours prévus par la légis-
lation nationale de ces États, soumettre son cas à l'auto-
rité compétente de l'État contractant dont il est résident. 

2. Cette autorité compétente s'efforcera, si la réclama-
tion lui parait fondée et si elle n'est pas elle-même en 
mesure d'apporter une solution satisfaisante, de régler 
la question par voie d'accord amiable avec l'autorité 
compétente de l'autre Etat contractant, en vue d'éviter 
une imposition non conforme à la Convention. 

3. Les autorités compétentes des États contractants 
s'efforcent, par voie d'accord amiable, de résoudre les 
difficultés ou de dissiper des doutes auxquels peuvent 
donner lieu l'interprétation ou l'application de la Con-
vention. Elles peuvent aussi se concerter en vue d'éviter 
la double imposition dans les cas non prévus par la 
Convention. 

4. Les autorités compétentes des États contractants 
peuvent communiquer directement entre elles en vue de 
parvenir à un accord comme il est indiqué aux para-
graphes précédents. Si des échanges de vues oraux sem-
blent devoir faciliter cet accord, ces échanges de vues 
peuvent avoir lieu au sein d'une Commission composée 
de représentants des autorités compétentes des États 
contractants. 

Article 26 

Échange de renseignements 

1. Les autorités compétentes des États contractants 
échangeront les renseignements nécessaires pour appli-
quer les dispositions de la présente Convention. Tout 
renseignement ainsi échangé sera tenu secret et ne 
pourra être communiqué qu'aux personnes ou autorités 
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gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung 
der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als 
verpflichte er einen der Vertragsstaaten, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden kön-
nen; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Ge-
schäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung der öffentlichen Ordnung widerspräche. 

Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Beamte 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Vorrechte, die 
den diplomatischen und konsularischen Beamten nach den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund 
besonderer internationaler Vereinbarungen zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen wegen der nach 
den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund 
besonderer internationaler Vereinbarungen zustehenden 
Vorrechte im Empfangsstaat nicht besteuert werden kön-
nen, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 

Artikel 28 

Land Berlin 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Tunesien innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 29 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am 15. Tag nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in jedem der 
beiden Staaten anzuwenden 

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von den 
Einkünften, die ab 1. Januar des Jahres zugeflossen 
oder gezahlt worden sind, das unmittelbar auf das 
Jahr folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht wurden; 

b) auf die sonstigen Steuern von den Einkünften der 
Erhebungszeiträume, die ab 31. Dezember des Jahres 
enden, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
wurden. 

Artikel 30 

Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt auf unbegrenzte Zeit in Kraft; 
jedoch kann jeder Vertragsstaat vom fünften Jahr nach 
Ablauf des Jahres an, in dem die Ratifikationsurkunden 
ausgetauscht wurden, das Abkommen bis zum 30. Juni 
eines jeden Kalenderjahrs gegenüber dem anderen Ver-
tragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen.  

chargées de l'établissement ou du recouvrement des im-
pôts visés par la présente Convention. 

2. Les dispositions du paragraphe premier ne peuvent 
en aucun cas être interprétées comme imposant à l'un 
des États contractants: 

a) de prendre des dispositions administratives dérogeant 
à sa propre législation ou à sa pratique administra-
tive ou à celle de l'autre État contractant; 

b) de fournir des renseignements qui ne pourraient être 
obtenus sur la base de sa propre législation ou dans 
le cadre de sa pratique administrative normale ou de 
celles de l'autre État contractant; 

c) de transmettre des renseignements qui révéleraient 
un secret commercial, industriel, professionnel ou un 
procédé commercial ou des renseignements dont la 
communication serait contraire à l'ordre public. 

Article 27 

Fonctionnaires diplomatiques et consulaires 

1. Les dispositions de la présent Convention ne por-
tent pas atteinte aux privilèges dont bénéficient les 
agents diplomatiques ou consulaires en vertu soit des 
règles générales du droit des gens, soit des dispositions 
d'accords internationaux particuliers. 

2. Dans la mesure où, en raison de tels privilèges 
accordés en vertu des règles générales du droit des gens 
ou aux termes des dispositions d'accords internationaux 
particuliers, le revenu ou la fortune ne sont pas im-
posables dans l'État accréditaire, le droit d'imposition 
est réservé à l'État accréditant. 

Article 28 

Land Berlin 

La présente Convention s'appliquera également au 
Land Berlin sauf déclaration contraire faite par le Gou-
vernement de la République fédérale d'Allemagne au 
Gouvernement de la Tunisie dans les trois mois qui 
suivront l'entrée en vigueur de la présente Convention. 

Article 29 

Entrée en vigueur 

1. La présente Convention sera ratifiée et les instru-
ments de ratification seront échangés à Bonn aussitôt que 
possible. 

2. La présente Convention entrera en vigueur le quin-
zième jour suivant celui de l'échange des instruments de 
ratification et elle s'appliquera dans chacun des deux 
États: 

a) aux impôts dus à la source sur les revenus attribués 
ou mis en paiement à partir du ler janvier de l'année 
qui suit immédiatement celle de l'échange des instru-
ments de ratification; 

b) aux autres impôts établis sur des revenus de périodes 
imposables prenant fin à partir du 31 décembre de 
l'année de cet échange. 

Article 30 

Dénonciation 

La présente Convention restera indéfiniment en vi-
gueur; mais chacun des États contractants pourra, jus-
qu'au 30 juin inclus de toute année civile à partir de la 
cinquième année à dater de celle de l'échange des ins-
truments de ratification, la dénoncer, par écrit et par la 
vie diplomatique, à l'autre État contractant. En cas de 
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Im Fall einer vor dem 1. Juli eines solchen Jahrs erfol-
genden Kündigung wird das Abkommen in beiden Ver-
tragsstaaten letztmals angewendet 

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von den 
bis zum 31. Dezember des Kündigungsjahrs zugeflos-
senen oder gezahlten Einkünften; 

b) auf die sonstigen Steuern von den Einkünften der vor 
dem 31. Dezember desselben Jahrs endenden Er-
hebungszeiträume. 

GESCHEHEN zu Tunis am 23. 12. 1975 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

dénonciation avant le ler juillet d'une telle année, la 
Convention s'appliquera pour la dernière fois dans cha-
cun des deux États: 
a) aux impôts dus à la source sur les revenus attribués 

ou mis en paiement au plus tard le 31 décembre de 
l'année de la dénonciation; 

b) aux autres impôts établis sur des revenus de périodes 
imposables prenant fin avant le 31 décembre de la 
même année. 

FAIT à Tunis, le 23. 12. 1975 en double exemplaire 
en langues allemande et française, les deux textes fai-
sant également fof. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la République fédérale d'Allemagne 

Naupert 

Für die Tunesische Republik 
Pour la République Tunisienne 

Kalali 
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Schlußprotokoll 

Protocole final 

Anläßlich der Unterzeichnung des heute zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland' und der Tunesischen Repu-
blik geschlossenes Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen haben die unterzeich-
neten Bevollmächtigten die folgenden Bestimmungen 
vereinbart, die Bestandteil des Abkommens sind. 

1. Zu Artikel 11 
Es wird davon ausgegangen, daß Absatz 7 im Fall der 
Bundesrepublik Deutschland anzuwenden ist auf 

die Deutsche Bundesbank, 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau und 

die Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit m.b.H. (Entwicklungsgesellschaft). 

2. Zu Artikel 23 
Abweichend von Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a des 
Abkommens gilt Absatz 1 Buchstabe b des genannten 
Artikels für die Gewinne einer Betriebstätte, für das 
Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte 
darstellt, ferner für die von einer Gesellschaft ausge-
schütteten Dividenden sowie für die Beteiligungen an 
einer solchen Gesellschaft und für die in Artikel 13 
Absätze 1 und 2 des Abkommens erwähnten Gewinne, 
es sei denn, daß die in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Person nachweist, daß die Einkünfte der Be-
triebstätte oder der Gesellschaft ausschließlich oder fast 
ausschließlich stammen 

a) aus einer der folgenden innerhalb Tunesiens ausge-
übten Tätigkeiten: aus der Herstellung oder dem Ver-
kauf von Gütern oder Waren, aus Dienstleistungen 
oder aus Bank- oder Versicherungsgeschäften 
oder 

b) aus Dividenden, die von dieser Gesellschaft verein-
nahmt und von einer oder mehreren in Tunesien an-
sässigen Gesellschaften ausgeschüttet werden, deren 
Einkünfte ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
einer der folgenden innerhalb Tunesiens ausgeübten 
Tätigkeiten stammen: aus der Herstellung oder dem 
Verkauf von Gütern oder Waren, aus Dienstleistun-
gen oder aus Bank- oder Versicherungsgeschäften. 

Au moment de procéder à la signature de la Conven-
tion en vue d'éviter les doubles impositions en matière 
d'impôts sur le revenu et sur la fortune conclue ce jour 
entre la République fédérale d'Allemagne et la Républi-
que Tunisienne, les Plénipotentiaires soussignés sont 
convenus des dispositions suivantes qui forment partie 
intégrante de cette Convention. 

1. ad Article 11 
Il est entendu que, en ce qui concerne la République 
fédérale d'Allemagne, la disposition du paragraphe 7 est 
applicable à 

la Deutsche Bundesbank 

la Kreditanstalt für Wiederaufbau et 

la Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mbH (Entwicklungsgesellschaft) 

2. ad Article 23 
Par dérogation aux dispositions du paragraphe (1) ali-
néa a de l'article 23 de la Convention, les dispositions du 
paragraphe (1) alinéa b dudit article s'appliquent aux 
bénéfices d'un établissement stable, aux biens faisant 
partie de l'actif d'un tel établissement, en outre, aux 
dividendes distribués par une société ainsi qu'aux parti-
cipations dans une telle société, et de même aux béné-
fices visés aux paragraphes (1) et (2) de l'article 13 de 
la Convention, si le résident de la République fédérale 
d'Allemagne intéressé n'apporte pas la preuve que les 
revenus de l'établissement stable ou de la société pro-
viennent exclusivement ou presque exclusivement 

a) d'une des activités énumérées ci-dessous exercées en 
Tunisie à savoir la production ou la vente de biens 
ou marchandises, les prestations de services ou les 
opérations bancaires ou d'assurances; ou 

b) de dividendes encaissés par cette société et distribués 
par une ou plusieurs sociétés résidentes tunesiennes 
dont les revenus proviennent exclusivement ou pres-
que exclusivement d'une des activités énumérées ci

-

dessous exercées en Tunisie, à savoir la production 
ou la vente de biens ou marchandises, les prestations 
de services ou les opérations bancaires ou d'assuran-
ces. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la République fédérale d'Allemagne 

Naupert 

Für die Tunesische Republik 
Pour la République Tunisienne 

Kalali 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. 

Bedeutung und Zweck des Abkommens 

Der Abschluß eines Doppelbesteuerungsabkommens 
mit Tunesien geht nicht nur auf ein lebhaftes Inter-
esse der deutschen Wirtschaft, insbesondere der 
Schiffahrt- und Luftfahrtunternehmen, an einem sol-
chen Abkommen zurück. Vor allem auch das poli-
tische und handelspolitische Interesse der Bundes-
republik Deutschland an den Ländern des west-
lichen Mittelmeerraumes läßt den Vertragsabschluß 
mit Tunesien als besonders wertvoll erscheinen. 
Während der Verhandlungen wurde auch von tune-
sischer Seite die Erwartung ausgesprochen, daß die-
ses Abkommen für die Tätigkeit deutscher Indu-
striebetriebe in Tunesien, also für die Investition 
deutschen Kapitals, größte Bedeutung erlangen 
werde. Grundlage für die Verhandlungen waren auf 
dem OECD-Musterabkommen basierende Entwürfe 
beider Seiten. Die im Jahre 1972 eingeleiteten Ver-
handlungen konnten am 18. April 1974 mit der Para-
phierung des Vertragstextes abgeschlossen werden. 
Dabei gingen beide Vertragspartner von der Erwar-
tung aus, daß damit nicht nur die traditionell freund-
schaftlichen Beziehungen zwischen beiden Staaten 
im allgemeinen weiter gefestigt werden, sondern 
vor allem auch durch den darin vorgesehenen Ab-
bau steuerlicher Hindernisse die weitere Entwick-
lung der gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen ge-
fördert und intensiviert wird. 

Es bestehen bereits mit Ägypten und Marokko ent-
sprechende Steuerverträge. Der Vertragsabschluß 
mit Tunesien rundet das Netz der steuervertrag-
lichen Sicherung deutscher Auslandsinvestitionen 
in Nordafrika in einem wichtigen Bereich weiter 
ab. Darüber hinaus werden von ihm auch positive 
Ausstrahlungen auf zukünftige Gespräche mit den 
Nachbarn Tunesiens ausgehen. 

In wesentlichen Teilen folgt das Abkommen dem 
OECD-Musterabkommen und damit der üblichen 
deutschen Vertragspraxis. Es wahrt die Grundsätze, 
die bisher gegenüber Entwicklungsländern ange-
wandt worden sind. Es trägt vor allem dadurch zur 
weiteren Vertiefung und Ausweitung der wirtschaft-
lichen Beziehungen beider Staaten bei, daß es nicht 
nur die Doppelbesteuerung vermeidet, sondern 
gleichzeitig erhebliche Anreize für Investitionen in 
Tunesien und den Technologietransfer nach Tune-
sien vorsieht. Dies geschieht einerseits dadurch, daß 
die tunesische Quellenbesteuerung auf ein vertret-
bares Maß zurückgeschraubt wird, andererseits da-
durch, daß tunesische Einkünfte und Vermögens-
weite deutscher Unternehmen entweder von der 
deutschen Besteuerung freigestellt oder durch An-
rechnung der tunesischen Quellensteuer ermäßigt 
besteuert werden. Außerdem ist durch die Gewäh-
rung auch einer fiktiven Anrechnung tunesischer 
Steuern sichergestellt, daß steuerliche Erleichterun-
gen zur Investitionsförderung in Tunesien auch tat-
sächlich dem deutschen Investor zugute kommen. 

Dem Musterabkommen der OECD entsprechend 
stecken die einleitenden Bestimmungen der Artikel 

1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertragswerks ab 
und enthalten die für die Anwendung des Abkom-
mens wichtigen Definitionen. Die Artikel 6 bis 22 
legen den Rahmen fest, innerhalb dessen der Quel-
len- bzw. Belegenheitsstaat Einkünfte und Ver-
mögenswerte besteuern darf. Artikel 23 bestimmt, 
wie der Wohnsitzstaat bei den dem Quellen- oder 
Belegenheitsstaat zur Besteuerung überlassenen 
Einkünften und Vermögenswerten die Doppel-
besteuerung vermeidet. Die abschließenden Artikel 
24 bis 30 regeln u. a. den Schutz von Diskriminie-
rungen, die zur Durchführung des Abkommens not-
wendige Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das 
Inkrafttreten und die eventuelle Kündigung des Ab-
kommens. Dem Abkommen ist ein Schlußprotokoll 
mit einigen ergänzenden Bestimmungen beigegeben, 
das Bestandteil des Abkommens ist. 

B. 

Die Abkommensregelungen im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt in Übereinstimmung mit 
dem OECD-Musterabkommen, daß das Abkommen 
für Personen gilt, die in einem Vertragsstaat oder 
in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel führt die Steuern auf, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, während Absatz 2 die übliche Auslegungs-
regel enthält, die auf das innerstaatliche Recht als 
subsidiäre Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit 
dem OECD-Musterabkommen den Begriff der in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person, der für den. 
persönlichen Geltungsbereich des Abkommens und 
die Abgrenzung der Besteuerungsrechte maßgebend 
ist. Grundsätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit 
nach den Merkmalen des innerstaatlichen Rechts 
der Vertragsstaaten (Absatz 1). Ist eine Person da-
nach in beiden Vertragsstaaten ansässig, so wird 
nach bestimmten Kriterien nur einer der Staaten für 
die Anwendung des Abkommens als Wohnsitzstaat 
behandelt (Absätze 2 und 3). 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert in grundsätzlicher Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen den Be-
griff der Betriebstätte, der die Grundlage für die 
Zuweisung des Besteuerungsrechts für gewerbliche 
Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Einkünfte aus unbeweg- 
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lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden 
können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt im wesentlichen in Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be-
steuerung der Gewinne aus Gewerbebetrieb. 

Danach darf ein Staat die gewerblichen Unterneh-
men des anderen Staates nur insoweit besteuern, 
als die Gewinne durch eine in seinem Gebiet be-
legene Betriebstätte erzielt werden. 

Die Absätze 2 bis 5 enthalten Bestimmungen über 
die Ermittlung der einer Betriebstätte im einzelnen 
zuzurechnenden Gewinne. 

Absatz 7 regelt das Verhältnis der Betriebstätten-
besteuerung zu den Abkommensbestimmungen für 
andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung der Ge-
winne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft-
fahrzeugen im internationalen Verkehr. Diese Ge-
winne dürfen abweichend vom Betriebstättenprinzip 
nur in dem Staat der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens besteuert werden. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen der 
Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen ver-
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Dividen-
den. 
Nach Absatz 1 können Dividenden in dem Staat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig 
ist. 
Die Steuer des Quellenstaates wird nach Absatz 2 
auf 15 v. H. (bei wesentlichen zwischengesellschaft-
lichen Beteiligungen: 10 v. H.) des Bruttobetrags der 
Dividenden begrenzt. 

Nach Absatz 3 kann abweichend von Absatz 2 die 
volle deutsche Kapitalertragsteuer auf Dividenden 
erhoben werden, wenn diese von einer deutschen 
Tochtergesellschaft an eine tunesische Mutter-
gesellschaft ausgeschüttet werden. Damit wird ent-
sprechend der Entschließend des Deutschen Bundes-
tages zum Steueränderungsgesetz 1958 (Bundestags-
drucksache 447 Seite 2 3. Wahlperiode) berücksich-
tigt, daß der ausgeschüttete Gewinn der deutschen 
Tochtergesellschaft nur dem ermäßigten Ausschüt-
tungssteuersatz von 15 v. H. unterliegt und die 
tunesische Muttergesellschaft im Gegensatz zu einer 
deutschen Muttergesellschaft die deutsche Nach-
steuer nach § 9 Abs. 3 des Körperschaftsteuergeset-
zes nicht zu tragen braucht. 

Absatz 4 enthält den üblichen Betriebstättenvorbe-
halt. 

Absatz 5 definiert den Begriff der Dividenden. 

Absatz 6 enthält ergänzende Bestimmungen, wie sie 
das OECD-Musterabkommen aufweist. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt in weitgehender Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be-
steuerung von Zinsen. 

Nach Absatz 1 können Zinsen in dem Staat be-
steuert werden, in dem der Empfänger ansässig ist. 
Die Steuer des Quellenstaats wird nach Absatz 2 
in der Regel auf 10 v. H. des Bruttobetrags der Zin-
sen begrenzt. Bei Darlehen und Krediten, die ein 
Vertragsstaat (hierunter fallen auch bestimmte 
deutsche öffentlich-rechtliche Körperschaften, vgl. 
Schlußprotokoll Nr. 1) gewährt, sind die Zinsen 
nach Absatz 7 ganz quellensteuerfrei. 

Absatz 3 definiert den Begriff der Zinsen. 

Absatz 4 enthält den sogenannten Betriebstätten-
vorbehalt. 
Die Absätze 5 und 6 enthalten ergänzende Bestim-
mungen, die dem OECD-Musterabkommen entspre-
chen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenz-
gebühren. Nach Absatz 1 können Lizenzgebühren 
in dem Staat besteuert werden, in dem der Empfän-
ger ansässig ist. 

Die Steuer des Quellenstaats wird nach Absatz 2 
auf 10 bzw. 15 v. H. des Bruttobetrags der Lizenz-
gebühren begrenzt. 
Die Absätze 3 bis 5 enthalten ergänzende Bestim-
mungen, die dem OECD-Musterabkommen entspre-
chen. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel, der im wesentlichen dem OECD- 
Musterabkommen entspricht, behandelt die Be-
steuerung von Veräußerungsgewinnen. 

Der Belegenheits- bzw. Quellenstaat darf nach den 
Absätzen 1 und 2 Gewinne aus der Veräußerung 
von unbeweglichem Vermögen und beweglichem 
Betriebstättenvermögen sowie von beweglichem 
Vermögen einer der Ausübung eines freien Berufes 
dienenden festen Einrichtung besteuern. Gewinne 
aus der Veräußerung von Luftfahrzeugen und Schif-
fen, die im internationalen Verkehr betrieben wer-
den, und vom Betriebsvermögen, das dieser Luft- 
und Schiffahrt dient, dürfen nur in dem Staat be-
steuert werden, in dem sich der Ort der tatsäch-
lichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
Absatz 3 weist das Besteuerungsrecht für die Ver-
äußerung von Beteiligungen an einer Gesellschaft 
dem Staat zu, in dem die Gesellschaft ansässig ist. 

Nach Absatz 4 können alle übrigen Veräußerungs-
vorgänge nur im Wohnsitzstaat des Veräußerers be-
steuert werden. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Ein-
künften aus freiberuflicher oder sonstiger selb-
ständiger Tätigkeit. 
Der Absatz 1 weist dem Quellenstaat ein Besteue

-

rungsrecht nur zu, wenn in seinem Gebiet eine 
feste Einrichtung unterhalten wird, von der aus die 
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Berufstätigkeit ausgeübt wird, oder wenn die Tätig-
keit wenigstens während der Dauer eines halben 
Jahres dort ausgeübt wird. 

In Absatz 2 wird der Ausdruck „freier Beruf" näher 
erläutert. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung der Ein-
künfte aus nichtselbständiger Tätigkeit. 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß Einkünfte 
aus nichtselbständiger Tätigkeit nur in dem Staat 
besteuert werden können, in dem die Tätigkeit aus-
geübt wird. 
Dieser Grundsatz wird in Absatz 2 bei Arbeitneh-
mern, die nur vorübergehend im Ausland eingesetzt 
werden (z. B. Monteure), eingeschränkt. 

Wird die unselbständige Arbeit an Bord eines Schif-
fes oder Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr 
ausgeübt, so hat nach Absatz 3 der Staat das Be-
steuerungsrecht, in dem sich der Ort der tatsäch-
lichen Geschäftsleitung des Schiffahrt- oder Luft-
fahrtunternehmens befindet. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können in Übereinstimmung 
mit dem OECD-Musterabkommen Aufsichtsrats-
oder Verwaltungsratsvergütungen in dem Staat be-
steuert werden, in dem die zahlende Gesellschaft 
ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Nach Absatz 1 dürfen in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen Künstler und Sportler mit 
den Einkünften für ihre Tätigkeit in dem Staat be-
steuert werden, in dem sie die Tätigkeit ausüben. 
Nach Absatz 2 gilt dies zum Ausschluß von Um-
gehungsmöglichkeiten auch dann, wenn die Ein-
künfte aus der Tätigkeit von Künstlern oder Sport-
lern einer anderen Person zuzurechnen sind. 

Der Absatz 3 macht hiervon eine Ausnahme für 
nicht auf Gewinnerzielung gerichtete staatliche Or-
ganisationen. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das alleinige Besteuerungsrecht 
für Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen dem 
Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt in grundsätzlicher Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be-
steuerung von Arbeitsentgelten, die aus öffentlichen 
Kassen gezahlt werden. Absatz 1 legt den Grund-
satz fest, daß diese nur im Kassenstaat besteuert 
werden, und zwar auch dann, wenn die nichtselb-
ständige Arbeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
wird. Staatsangehörige des anderen Staates, die in 
diesem Staat tätig sind (Absatz 1 Satz 2), sowie 
Arbeitnehmer in gewerblichen Betrieben der öffent-
lichen Hand (Absatz 2) sind hiervon ausgenommen. 
Absatz 3 enthält ergänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus-
tausch von Studenten, Lehrlingen und Stipendiaten 
fördern. Zu diesem Zweck gewährt der Gaststaat 
Steuerfreiheit für aus dem Ausland empfangene 
Zahlungen. Steuerfrei sind auch in geringem Um-
fang Vergütungen für eine Nebenbeschäftigung, die 
die Auszubildenden ausüben, um die Mittel für 
ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Ausbil-
dung zu ergänzen. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das alleinige Besteuerungsrecht 
für Einkünfte, die im Abkommen nicht ausdrücklich 
erwähnt wurden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung des Ver-
mögens. Grundsätzlich steht dem Wohnsitzstaat das 
Besteuerungsrecht zu (Absatz 4). Unbewegliches 
Vermögen und das bewegliche Vermögen, das zu 
einer Betriebstätte oder einer der Ausübung eines 
freien Berufes dienenden festen Einrichtung gehört, 
darf aber nach den Absätzen 1 und 2 — entspre-
chend der Regelung für die betreffenden Ein-
künfte — im Belegenheitsstaat besteuert werden. 
Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie das ihrem Betrieb dienende beweg-
liche Vermögen, dürfen nur in dem Staat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Lei-
tung des Unternehmens befindet (Absatz 3). 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein-
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheits-
staat besteuert werden können. 

Absatz 1 bestimmt, wie die Bundesrepublik Deutsch-
land die Doppelbesteuerung bei einer in ihrem Ge-
biet ansässigen Person vermeidet. 

a) Die tunesischen Einkünfte und Vermögenswerte 
werden entsprechend der ständigen deutschen 
Vertragspraxis grundsätzlich von der deutschen 
Steuer freigestellt (Freistellungsmethode). Die 
freigestellten Einkünfte und Vermögenswerte 
werden aber bei der Festsetzung des Steuersat-
zes für das übrige, der deutschen Besteuerung 
weiterhin unterworfene Einkommen und Ver-
mögen berücksichtigt (Progressionsvorbehalt). 
Die Freistellung erstreckt sich auch auf wesent-
liche Beteiligungen (Mindestbeteiligung 25 v. H.) 
deutscher Kapitalgesellschaften an tunesischen 
Gesellschaften sowie die daraus fließenden Divi-
denden (Internationales Schachtelprivileg). Das 
zum Abkommen gehörende Schlußprotokoll stellt 
jedoch sicher (Nr. 2), daß dies nur für Beteiligun-
gen an produktiv tätigen tunesischen Gesell-
schaften gilt. 

b) Bei den nicht von der deutschen Besteuerung 
freigestellten Einkünften wird die Doppelbesteue-
rung durch Anrechnung der tunesischen Steuer 
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auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
vermieden (Anrechnungsmethode). Das gilt ins-
besondere für Dividenden, die nicht unter das 
Schachtelprivileg fallen, sowie für Zinsen, Li-
zenzgebühren und Aufsichtsratsvergütungen. 

Im Interesse der Investitionsförderung wird bei 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren eine 
tunesische Steuer auch dann angerechnet, wenn 
Tunesien auf deren Erhebung verzichtet hat, um 
einen steuerlichen Anreiz für Investitionen zu 
geben. Diese sogenannte fiktive Anrechnung, die 
der entwicklungspolitischen Abkommenspraxis 
der Bundesrepublik Deutschland entspricht, be-
wirkt, daß tunesische Investitionsanreize dem 
deutschen Investor trotz Anwendung der An-
rechnungsmethode bei seiner deutschen Besteue-
rung in angemessenem Rahmen erhalten bleiben. 

Absatz 2 bestimmt, daß bei Personen, die in Tune

-

sien ansässig sind, die Doppelbesteuerung durch 
Anrechnung der deutschen Steuer vermieden wird. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen 
verhindern. Er folgt im wesentlichen dem OECD- 
Musterabkommen. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen 
Behörden der beiden Vertragsstaaten über die Ver- 

meidung der Doppelbesteuerung in Einzelfällen ver-
ständigen und  Auslegungs- oder Anwendungs-
schwierigkeiten im gegenseitigen Einvernehmen be-
seitigen können. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Austausch von Informatio-
nen, die zur Durchführung des Abkommens erfor-
derlich sind. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkom-
mens zu den besonderen diplomatischen und konsu-
larischen Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In-
krafttreten des Abkommens. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine 
eventuelle Kündigung und das Außerkrafttreten des 
Abkommens. 


